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{Veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

VERORDNUNG (EWG) Nr. 2358/71 DES RATES
vom 26. Oktober 1971

zur Errichtung einer gemeinsamen Marktorganisation für Saatgut

DER RAT DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europä­
ischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf die
Artikel 42 und 43 ,

auf Vorschlag der Kommission,

nach Stellungnahme des Europäischen Parla­
ments ( 1 ),

nach Stellungnahme des Wirtschafts - und Sozialaus­
schusses (2),

in Erwägung nachstehender Gründe :

Arbeitsweise und Entwicklung des gemeinsamen
Marktes für landwirtschaftliche Erzeugnisse müssen
verbunden sein mit einer gemeinsamen Agrarpolitik,
und diese muß eine gemeinsame Organisation der
landwirtschaftlichen Einzelmärkte umfassen, die je
nach Erzeugnis unterschiedliche Formen annehmen
kann.

Die besondere Marktlage verschiedener Saatgutarten
wird durch die Notwendigkeit gekennzeichnet, wett­
bewerbsfähige Preise im Verhältnis zu den
Weltmarktpreisen für diese Erzeugnisse aufrechtzuer­
halten ; daher sollte durch geeignete Maßnahmen
sowohl die Stabilität des Marktes als auch ein
angemessenes Einkommen für die beteiligten Erzeu­
ger gewährleistet werden .

Zu diesem Zweck ist die Möglichkeit vorzusehen ,
eine Beihilfe bei der Erzeugung verschiedener
Saatgutarten zu gewähren ; angesichts der Eigenart
dieser Erzeugung ist für diese Beihilfe ein System der
Pauschalfestsetzung je Doppelzentner erzeugten Saat­
guts vorzusehen .

Die gemeinsame Marktorganisation für Saatgut hat
die Einführung einer einheitlichen Handelsregelung

an den Außengrenzen der Gemeinschaft zur Folge ;
der Gemeinsame Zolltarif wird gemäß dem Vertrag
automatisch ab 1 . Januar 1970 angewandt ; diese
Zollregelung ermöglicht den Verzicht auf alle
sonstigen Schutzmaßnahmen ; um jedoch den Markt
der Gemeinschaft gegenüber außergewöhnlichen Stö­
rungen durch Einfuhren oder Ausfuhren nicht
ungeschützt zu lassen, muß die Gemeinschaft die
Möglichkeit haben, rasch die erforderlichen Maßnah­
men zu treffen .

Die zuständigen Behörden müssen in der Lage sein ,
zwecks Beurteilung der Marktentwicklung den Wa­
renverkehr ständig zu verfolgen und die erforderli­
chen Maßnahmen zu treffen ; zu diesem Zweck ist
die Möglichkeit der Erteilung von Einfuhrlizenzen in
Verbindung mit der Stellung einer Kaution vorzuse­
hen, welche die Einfuhren gewährleisten soll , für die
diese Lizenzen beantragt wurden ; die Einfuhren im
Rahmen von ordnungsgemäß registrierten Vermeh­
rungsverträgen müssen von dieser Kaution befreit
sein .

Bei Hybridmais zur Aussaat muß vermieden werden,
daß der Markt der Gemeinschaft durch Angebote zu
anomalen Preisen auf dem Weltmarkt gestört wird ;
aus diesem Grunde sind für dieses Erzeugnis
Referenzpreise festzusetzen und die Zölle um eine
Ausgleichsabgabe zu erhöhen, wenn die Angebots­
preise frei Grenze, zuzüglich der Zölle, unter den
Referenzpreisen liegen .

Im Binnenhandel der Gemeinschaft sind ab 1 . Januar
1970 die Erhebung von Zöllen oder Abgaben gleicher
Wirkung sowie mengenmäßige Beschränkungen oder
Maßnahmen gleicher Wirkung gemäß dem Vertrag
automatisch verboten .

Die Vertragsbestimmungen, die die Möglichkeit
bieten, die von den Mitgliedstaaten gewährten
Beihilfen zu beurteilen und bei deren Unvereinbarkeit
mit dem Gemeinsamen Markt zu untersagen, müssen
auf den Saatgutsektor angewandt werden können.

(!) ABl . Nr. C 11 vom 5 . 2 . 1971 , S. 30 .
( 2 ) ABl . Nr. C 36 vom 19 . 4 . 1971 , S. 38 .

Um die Durchführung der geplanten Maßnahmen zu
erleichtern, ist ein Verfahren für eine enge Zusam­
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menarbeit zwischen den Mitgliedstaaten und der
Kommission im Rahmen eines Verwaltungsausschus­
ses vorzusehen .

Der Übergang von den zur Zeit in den Mitgliedstaa­
ten geltenden Regelungen zu der in dieser Verord­
nung vorgesehenen Regelung muß sich unter den
günstigsten Bedingungen vollziehen ; daher können
sich Übergangsmaßnahmen als notwendig erwei­
sen —

tionsumfang und den Absatzmöglichkeiten für
diese Produktion sicherzustellen ;

b ) der Preise dieser Erzeugnisse auf den Außenmärk­
ten .

( 3 ) Die Beihilfe wird nach dem Verfahren des
Artikels 43 Absatz 2 des Vertrages festgelegt.

(4) Der Rat erläßt auf Vorschlag der Kommission
nach dem Abstimmungsverfahren des Artikels 43
Absatz 2 des Vertrages die allgemeinen Vorschriften
zur Gewährung der Beihilfe und beschließt gegebe­
nenfalls die Änderung des Anhangs .

(5 ) Die Durchführungsbestimmungen zu diesem
Artikel werden nach dem Verfahren des Artikels 11
erlassen .

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

Artikel 1

Es wird eine gemeinsame Marktorganisation für
Saatgut errichtet, die nachstehende Erzeugnisse be­
trifft :

Warenbezeichnung
Nummer des
Gemeinsamen
Zolltarifs

ex 07.05

10.05 A

ex 12.01

12.03

Trockene ausgelöste Hülsenfrüchte zur
Aussaat

Hybridmais zur Aussaat

Ölsaaten und ölhaltige Früchte zur Aus­
saat

Samen, Sporen und Früchte zur Aussaat

Artikel 4

( 1 ) Für alle Einfuhren der in Artikel 1 genannten
Erzeugnisse in die Gemeinschaft kann eine Einfuhr­
lizenz verlangt werden, die jedem Antragsteller
unabhängig vom Ort seiner Niederlassung in der
Gemeinschaft von den Mitgliedstaaten erteilt wird .

Diese Lizenz gilt für Einfuhren in die Gemeinschaft .

Außer bei Einfuhren, die im Rahmen von Verträgen
über in einem dritten Land vermehrtes Saatgut
getätigt und ordnungsgemäß registriert werden,
werden die Lizenzen nur bei Hinterlegung einer
Kaution erteilt, die die Gewähr dafür bietet, daß die
Einfuhr während der Gültigkeitsdauer der Lizenz
erfolgt ; diese Kaution verfällt ganz oder teilweise,
wenn die Einfuhr nicht fristgerecht oder nur teilweise
erfolgt.

( 2 ) Die Liste der Erzeugnisse, für die Einfuhrlizen­
zen erforderlich sind, wird nach dem Verfahren des
Artikels 11 festgelegt .

Die Gültigkeitsdauer der Lizenzen und die sonstigen
Durchführungsbestimmungen zu diesem Artikel wer­
den nach dem gleichen Verfahren festgelegt .

Artikel 2

Das Vermarktungsjahr für Saatgut beginnt am 1 . Juli
eines jeden Jahres und endet am 30. Juni des
folgenden Jahres .

Artikel 3

( 1 ) Gewährleisten die in der Gemeinschaft beste­
hende Marktlage für eines oder mehrere der im
Anhang erwähnten Erzeugnisse und deren voraus­
sichtliche Entwicklung den Erzeugern keine angemes­
senen Einkünfte, so kann eine Beihilfe für die
Herstellung dieser Erzeugnisse gewährt werden,
sofern es sich um Basissaatgut oder zertifiziertes
Saatgut handelt .

Diese für jede Art oder Sortengruppe in der ganzen
Gemeinschaft einheitliche Beihilfe wird jedes Jahr vor
dem 1 . August für das im folgenden Jahr beginnende
Vermarktungsjahr festgesetzt . Die Höhe der Beihilfe
für das Vermarktungsjahr 1972/1973 wird jedoch vor
dem 1 . Juli 1972 festgesetzt.

(2 ) Die Beihilfe wird je Doppelzentner erzeugten
Saatguts unter Berücksichtigung folgender Faktoren
festgesetzt :
a ) der Notwendigkeit, das Gleichgewicht zwischen
dem für die Gemeinschaft erforderlichen Produk

Artikel 5

Vorbehaltlich anderslautender Bestimmungen dieser
Verordnung oder vorbehaltlich einer vom Rat auf
Vorschlag der Kommission nach dem Abstimmungs­
verfahren des Artikels 43 Absatz 2 des Vertrages
beschlossenen Ausnahme ist beim Handel mit dritten
Ländern folgendes untersagt :

— die Erhebung von Abgaben gleicher Wirkung wie
Zölle,

— die Anwendung von mengenmäßigen Beschrän­
kungen oder Maßnahmen gleicher Wirkung.
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Artikel 6

( 1 ) Für jeden zur Aussaat bestimmten Typ von
Hybridmais wird jährlich vor dem 1 . Juli ein
Referenzpreis festgesetzt .
Diese Referenzpreise , die in Rechnungseinheiten je
Doppelzentner ausgedrückt werden, werden auf der
Grundlage der in den letzten drei Wirtschaftsjahren
festgestellten Frei-Grenze-Preise festgesetzt, allerdings
mit Ausnahme der anomal niedrigen Preise . Die
Referenzpreise gelten vom 1 . Juli des Jahres, in dem
sie festgesetzt werden, bis zum 30. Juni des
darauffolgenden Jahres .

( 2 ) Für jeden Typ von Hybridmais , für den ein
Referenzpreis festgesetzt wird, wird an Hand aller
verfügbaren Angaben für jede Herkunft ein Ange­
botspreis frei Grenze festgesetzt.

( 3 ) Für den Fall, daß bei einem Typ von
Hybridmais mit Herkunft aus einem dritten Land der
Angebotspreis frei Grenze, zuzüglich der Zölle , unter
dem Referenzpreis liegt, wird bei der Einfuhr dieses
Erzeugnisses aus dem betreffenden dritten Land unter
Einhaltung der sich aus der Konsolidierung im
GATT ergebenden Verpflichtungen eine Ausgleichs­
abgabe erhoben. Diese Ausgleichsabgabe ist gleich
dem Unterschied zwischen dem Referenzpreis und
dem Frei-Grenze-Preis , zuzüglich der Zölle .
Die Ausgleichsabgabe wird nicht gegenüber dritten
Ländern erhoben, die bereit und in der Lage sind, zu
garantieren , daß der Preis, der bei der Einfuhr von
Saatgut von Hybridmais mit Ursprung in und
Herkunft aus ihrem Hoheitsgebiet angewandt wird ,
nicht unter dem Referenzpreis , abzüglich der Zölle ,
liegen wird und daß Verkehrsverlagerungen vermie­
den werden .

(4 ) Der Rat erläßt auf Vorschlag der Kommission
nach dem Abstimmungsverfahren des Artikels 43
Absatz 2 des Vertrages die allgemeinen Durchfüh­
rungsbestimmungen zu diesem Artikel .

( 5 ) Die Referenzpreise, die Ausgleichsabgaben und
die Durchführungsbestimmungen zu diesem Artikel
werden nach dem Verfahren des Artikels 11
festgelegt .

Artikel 7

( 1 ) Wird der Markt in der Gemeinschaft für eines
oder mehrere der in Artikel 1 genannten Erzeugnisse
auf Grund von Einfuhren oder Ausfuhren ernstlichen
Störungen ausgesetzt oder von ernstlichen Störungen
bedroht, die die Ziele des Artikels 39 des Vertrages
gefährden könnten, so können im Handel mit dritten
Ländern geeignete Maßnahmen angewandt werden,
bis die tatsächliche oder die drohende Störung
behoben ist .

Der Rat legt auf Vorschlag der Kommission nach
dem Abstimmungsverfahren des Artikels 43 Absatz 2

des Vertrages die Durchführungsbestimmungen zu
diesem Absatz fest und bestimmt, in welchen Fällen
und innerhalb welcher Grenzen die Mitgliedstaaten
Schutzmaßnahmen treffen können .

( 2 ) Tritt die in Absatz 1 erwähnte Lage ein, so
beschließt die Kommission auf Antrag eines Mitglied­
staats oder von sich aus die erforderlichen Maßnah­
men ; diese werden den Mitgliedstaaten mitgeteilt
und sind unverzüglich anzuwenden. Ist die Kommis­
sion mit einem Antrag eines Mitgliedstaats befaßt
worden, so entscheidet sie hierüber innerhalb von
vierundzwanzig Stunden nach Eingang des Antrags .

( 3 ) Jeder Mitgliedstaat kann dem Rat die Maß­
nahmen der Kommission binnen einer Frist von
höchstens drei Arbeitstagen nach dem Tag ihrer
Mitteilung vorlegen . Der Rat tritt unverzüglich
zusammen . Er kann die betreffende Maßnahme nach
dem Abstimmungsverfahren des Artikels 43 Absatz 2
des Vertrages ändern oder aufheben .

Artikel 8

Vorbehaltlich anderslautender Bestimmungen dieser
Verordnung sind die Artikel 92 bis 94 des Vertrages
auf die Herstellung der in Artikel 1 genannten
Erzeugnisse und den Handel mit diesen Erzeugnissen
anwendbar.

Artikel 9

Die Mitgliedstaaten und die Kommission teilen sich
gegenseitig die zur Durchführung dieser Verordnung
erforderlichen Angaben mit . Die Einzelheiten der
Mitteilung und Bekanntgabe dieser Angaben werden
nach dem Verfahren des Artikels 11 festgelegt .

Artikel 10

( 1 ) Es wird ein Verwaltungsausschuß für das
Saatgutwesen — im folgenden „Ausschuß" genannt
— eingesetzt, der aus Vertretern der Mitgliedstaaten
besteht und in dem ein Vertreter der Kommission
den Vorsitz führt .

( 2 ) In diesem Ausschuß werden die Stimmen der
Mitgliedstaaten nach Artikel 148 Absatz 2 des
Vertrages gewogen . Der Vorsitzende nimmt an der
Abstimmung nicht teil .

Artikel 1 1

( 1 ) Wird auf das in diesem Artikel festgelegte
Verfahren Bezug genommen, so befaßt der Vorsit­
zende entweder von sich aus oder auf Antrag des
Vertreters eines Mitgliedstaats den Ausschuß .

( 2 ) Der Vertreter der Kommission unterbreitet
einen Entwurf der zu treffenden Maßnahmen. Der
Ausschuß nimmt zu diesen Maßnahmen innerhalb
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einer Frist, die der Vorsitzende entsprechend der
Dringlichkeit der zu prüfenden Fragen bestimmen
kann, Stellung. Die Stellungnahme kommt mit einer
Mehrheit von zwölf Stimmen zustande .

(3 ) Die Kommission erläßt Maßnahmen, die sofort
anwendbar sind . Entsprechen diese Maßnahmen
jedoch nicht der Stellungnahme des Ausschusses , so
werden sie dem Rat von der Kommission alsbald
mitgeteilt ; in diesem Fall kann die Kommission die
Anwendung der von ihr beschlossenen Maßnahmen
bis zur Dauer von höchstens einem Monat nach
dieser Mitteilung aussetzen .

Der Rat kann nach dem Abstimmungsverfahren des
Artikels 43 Absatz 2 des Vertrages binnen einer Frist
von einem Monat anders entscheiden.

Artikel 12

Der Ausschuß kann jede andere Frage prüfen, die
ihm der Vorsitzende von sich aus oder auf Antrag
des Vertreters eines Mitgliedstaats vorlegt.

Artikel 13

Bei der Durchführung dieser Verordnung ist zu­
gleich den in Artikel 39 und 110 des Vertrages ge­
nannten Zielen in geeigneter Weise Rechnung zu
tragen.

Artikel 14

Die Bestimmungen über die Finanzierung der gemein­
samen Agrarpolitik gelten vom Inkrafttreten dieser
Verordnung an für den Markt der in Artikel 1
genannten Erzeugnisse.

Artikel 15

In Artikel 1 Buchstabe a ) der Verordnung Nr. 120/
67/EWG (1 ) wird die Tarifnummer „10.05 : Mais"
durch die Tarifstelle „10.05 B : anderer als Hybrid­
mais zur Aussaat" ersetzt.

Artikel 16

Sind Übergangsmaßnahmen zur Erleichterung des
Übergangs von der in den Mitgliedstaaten geltenden
Regelung oder, für Hybridmais zur Aussaat, von der
durch die Verordnung Nr. 120/67/EWG eingeführten
Regelung zu der in dieser Verordnung vorgesehenen
Regelung erforderlich, insbesondere falls die Anwen­
dung dieser Regelung bei gewissen Erzeugnissen auf
erhebliche Schwierigkeiten stößt, so werden diese
Maßnahmen nach dem Verfahren des Artikels 11
erlassen . Sie sind höchstens bis zum 30. Juni 1973
anzuwenden.

Artikel 17

Diese Verordnung tritt am 1. Mai 1972 in Kraft.
Sie wird ab 1 . Juli 1972 angewandt.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Geschehen zu Luxemburg am 26. Oktober 1971 .
Im Namen des Rates

Der Präsident

L. NATALI

H ABl. Nr. 117 vom 19. 6 . 1967, S. 2269/67.
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ANHANG

Nummer des
Gemeinsamen
Zolltarifs

Warenbezeichnung

ex 12.03 C I. GRAMINEAE

Dactylis glomerata L.
Festuca arundinacea Schreb .
Festuca ovina L.
Festuca pratensis Huds .
Festuca rubra L.
Lolium multiflorum Lam.

Lolium perenne L.
Lolium x hybridum Hausskn .
Phleum pratense L.
Poa nemoralis L.
Poa pratensis L.
Poa trivialis L.

II . LEGUMINOSAE

Medicago sativa L.
Trifolium pratense L.
Trifolium repens L.
Vicia sativa L.

GRÄSER

Knaulgras
Rohrschwingel
Schafschwingel
Wiesenschwingel
Rotschwingel
Einjähriges und Welsches Weidel­
gras
Deutsches Weidelgras
Bastardweidelgras
Wiesenlieschgras
Hainrispe
Wiesenrispe
Gemeine Rispe

HÜLSENFRÜCHTE

Blaue Luzerne
Rotklee
Weißklee
Saatwicke


